
Art.-Nr. 59975006 HEFT 5

E N T SC H EID U N G EN  DES BU N D ESGERICH TSH O FES
HERAUSGEGEBEN VON DEN MITGLIEDERN DES 

BUNDESGERICHTSHOFES UND DER BUNDESANWALTSCHAFT

E N T S C H E ID U N G E N  

DES B U N D ESG ERICH TSH O FES 

IN ZIVILSACHEN

BGHZ

235. BAND 

2023

Carl Heymanns Verlag



Nr.
INHALT

Seite

18.
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X  Z R  47/22
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9. X II. 22 
V Z R  91/21

a) F ü r die Beurteilung, ob das Klagehindernis nach § 81 
A bs. 2  Satz 1 P atG  vorliegt, ist nicht au f den Zeitpunkt der 
K lageerhebung abzustellen, sondern auf den Zeitpunkt der 
Entscheidung über die Klage. Hierbei sind auch Änderungen 
zu berücksichtigen, die erst im Laufe des Berufungsverfahrens 
eingetreten sind.
b) D as K lagehindernis fällt w eg, wenn das Europäische P a­
tentam t entschieden hat, dass das Patent m it einer geänderten 
Fassu n g seiner Ansprüche aufrechterhalten wird, und diese 
Entscheidung nicht mehr angefochten werden kann.
c) In dieser K onstellation ist eine N ichtigkeitsklage nur noch
insow eit zulässig, als sie darauf gerichtet ist, den R echtsbe­
stand des Patents in weitergehendem U m fang zu beseitigen, 
als dies nach der bindenden Entscheidung des Europäischen 
Patentam ts zu erwarten ist. (»A m in op yrid in «)...........................

a) Bei der Abtretung einer durch Vorm erkung gesicherten 
Forderung gilt der Inhalt des G rundbuchs analog § 892 A bs. 1 
Satz 1 B G B  zugunsten des Z essionärs im H inblick auf den 
G rundbuchstand unter E inschluss des Rangs der Vorm erkung 
sow ie das Vorhegen ihrer sachenrechtlichen Entstehungsvo­
raussetzungen unter E inschluss der wirksam en Bew illigung 
als richtig; der Schutz des öffendichen G laubens erstreckt sich 
hingegen nicht auf den Bestand der gesicherten Forderung.
b) Bei einem abgeleiteten Erw erb der Vorm erkung ist der 
Zeitpunkt der Abtretung der gesicherten Forderung entschei­
dend für die Gutgläubigkeit des Zessionärs.
c) Tritt der Zedent seinen durch Vorm erkung gesicherten, 
gegen den Erstverkäufer gerichteten Auflassungsanspruch 
an einen in Ansehung eines nicht eingetragenen vorrangigen 
Rechts gutgläubigen Zessionär ab und übereignet der E r s t­
verkäufer das G rundstück sodann mit Zustim m ung des Z e s­
sionärs an den Zedenten als Zwischenerwerber, so kom m en 
die W irkungen der Vorm erkung dem Zedenten zugute; dies 
gilt auch dann, wenn der Zedent seinerseits bei Erwerb der 
V orm erkung nicht gutgläubig im Sinne von § 892 B G B  war.
d) Ziel des Anspruchs au f G rundbuchberichtigung kann auch
ein Am tsw iderspruch sein ...................................................................
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20.
13. X II. 22 
II Z R  14/21

a) Aktien werden nur dann für Rechnung des Bieters gehal­
ten, wenn dieser die M öglichkeit hat, au f die Stim m rechtsaus- 
iibung des E igentüm ers der Aktien Einfluss zu nehmen. Für 
die M öglichkeit einer Einflussnahm e au f die Stim m rechtsaus­
übung genügt es, dass der Inhaber der Stimm rechte bei ihrer 
A usübung die Interessen des Bieters wahren muss.
b) Kann der Bieter das Erw erbsrecht erst in Z ukunft ausiiben, 
findet die Zurechnung erst statt, wenn der fü r die A usübung 
maßgebliche Z eitpunkt erreicht wurde.
c) Eine Verhaltensabstim m ung durch eine Verständigung 
über die A usübung von Stimmrechten kann im Fall einer im 
Kaufvertrag über ein A ktienpaket als Interessenschutzklausel 
vereinbarten Regelung über die Stim m rechtsausübung durch 
den Verkäufer auch dann vorliegen, wenn diese darauf gerich­
tet ist, die bestehenden Verhältnisse bei der Zielgesellschaft 
im Zeitraum  zwischen dem A bschluss und dem V ollzug des 
Kaufvertrags aufrechtzuerhalten un d/oder diese keine über 
die allgemeine Leistungstreuepflicht hinausgehende A bsp ra­
che oder tatsächliche Einflussnahm e vorsieht.
d) Ein Zusam m enw irken in sonstiger Weise kann auch au­
ßerhalb der H auptversam m lung vorliegen und erfordert die 
koordinierte, auf einer gem einsam en A bsprache und Strate­
gie beruhende A usübun g gesellschaftsrechtlich vermittelten 
E influsses auf den Em ittenten, w obei eine tatsächliche E in ­
flussnahm e nicht erforderlich ist, sondern bereits die bloße 
A bsicht genügt.
e) D er Anspruch der A ktionäre der Z ielgeseilschaft au f Z ah­
lung einer angem essenen Gegenleistung, der ihnen im Fall ei­
nes unterlassenen Pflichtangebots w egen einer Vorverlegung 
des Referenz zeitrau ms nach § 4 W p Ü G -A n gV O  gegen den 
Bieter zusteht, unterliegt der regelmäßigen Verjährung nach
§§ 195, 199 B G B ......................................................................................  295
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